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Magdeburg, 17. November 2014

Trümper: Unglaublich arrogante Verhöhnung der Kommunen durch
den Ministerpräsidenten

Oberbürgermeister reagiert auf Aussage von Ministerpräsident Haseloff

Magdeburgs Oberbürgermeister Dr. Lutz Trümper reagiert verärgert auf die lapidare
Bemerkung von Sachsen-Anhalts Ministerpräsidenten, Dr. Reiner Haseloff, über die
Proteste der Kommunen am vergangenen Freitag. In der Mitteldeutschen Zeitung vom
17.11.14 wird der Ministerpräsident wie folgt zitiert: „Wer gestern (gemeint ist Freitag)
aus dem Landtag geschaut hat, der hat sich gefreut, welche schönen
Feuerwehrfahrzeuge wir haben und dass die Kommunen dafür die Spritkosten
begleichen können."

Dazu  teilt  Magdeburgs  Oberbürgermeister  Dr.  Lutz  Trümper  mit:  „Diese  Aussage  des
Ministerpräsidenten  zeugt  von  einer  nicht  zu  glaubenden  Missachtung  der  kommunalen
Interessen. Die Bürgermeister aus dem gesamten Land haben sowohl in der Anhörung zum
Finanzausgleichsgesetz  als  auch  auf  dem Domplatz  ihre  Sachargumente  vorgetragen.  Auf
diese  wird  in  keiner  Weise  eingegangen,  sondern  es  wird  durch  den  Ministerpräsidenten
diesen  durch  Verhöhnung  der  kommunalen  Interessen  begegnet.  Soll  es  wirklich  soweit
kommen, dass Feuerwehrfahrzeuge ohne Benzin in ihren Hallen stehen und im Ernstfall nicht
ausrücken können?“
 
Weiter  merkt  der  Oberbürgermeister  an,  dass  das  Land  Pressemitteilungen  auf  den  Weg
bringe,  in  denen  von  Entlastung  der  Kommunen  gesprochen  werde.  „Es  darf  zunächst
festgestellt werden, dass die ursprüngliche Kürzung bei den Kommunen von 120 Mio. Euro
bisher  um  47,5  Mio.  Euro  reduziert  worden  ist.  Da  nunmehr  allerdings  die
Steuermindereinnahmen  der  Kommunen  unberücksichtigt  bleiben  sollen,  obwohl  dies  in
gleicher Weise beim Land geschieht, steigt der Kürzungsbetrag wiederum auf 103,5 Mio. € für
das Jahr 2015 an.“
 

Zusammenfassend verweist Dr. Lutz Trümper darauf, dass der Bund die Kommunen um 31
Mio. € entlasten wollte. „Auch diese verbleiben zu 100 % beim Land. Die Asylbewerberkosten,
die für 2015 anstehen, werden nur bis zu 50 % im Haushalt veranschlagt. Die gesamten
drastischen Kürzungen führen dazu, dass die Kommunen in die Kassenkredite getrieben
werden. Vielleicht ist dies aber Absicht, um die Kommunen abhängig und gefügig zu machen
und damit die kommunale Selbstverwaltung vollkommen ad absurdum zu führen.“

Landeshauptstadt Magdeburg
Frau Kerstin Kinszorra
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Debatte um die Kommunalfinanzen: 

SGSA ruft zu einem 
konstruktiven Dialog auf 
 

Magdeburg.- In der aktuellen Debatte um die Kommunalfinanzen 

hat der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt Landesregierung 

und Landtag zu einem „konstruktiven Dialog“ aufgerufen. „Probleme 

lösen wir nicht mit einem Diktat von oben, sondern durch konkrete 

Zusammenarbeit“, hob SGSA-Präsident, Haldenslebens Bürgermeister 

Norbert Eichler hervor. „Die Diskussion um den Finanzausgleich war 

in diesem Jahr gekennzeichnet davon, dass das Finanzministerium 

Kürzungen festlegen will und die Kommunen das einfach akzeptieren 

sollen. Das ist kein Weg für die vom Land versprochene Konsolidie-

rungspartnerschaft“, betone Eichler mit Blick darauf, dass der Fi-

nanzminister derzeit alle Gespräche mit den Kommunalen Verbänden 

abgesagt hat. 

 

Eichler zeigte Verständnis für die Verärgerung des Magdeburger 

Oberbürgermeisters und SGSA-Vizepräsidenten Dr. Lutz Trümper 

über Äußerungen des Ministerpräsidenten zur Protestkundgebung am 

vergangenen Freitag. „Wir haben insgesamt den Eindruck, dass wich-

tige Anliegen der Kommunen auf die leichte Schulter genommen 

werden“, erklärte Eichler. Mit dem kaufmännischen Rechnungswesen 

habe das Land die 234 Städte, Gemeinden und Verbandsgemeinden zu 

   Info-Kommunal 
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wirtschaftlichen Einheiten gemacht, ohne ausreichende Rahmenbe-

dingungen für die Finanzausstattung zu schaffen. „Einnahmen und 

Ausgaben müssen mehr denn je jetzt in ein ausgeglichenes Verhältnis 

gebracht werden“, betonte Eichler. Das Gegenteil sei in vielen Berei-

chen der Fall. Die Kommunen würden mit Aufgaben und Standards 

des Landes überzogen, ohne dass ausreichende Mittel zur Verfügung 

gestellt werden.  

 

Schließlich würde gegenüber dem Bürger ein Eindruck vermittelt, als 

liege die Finanzknappheit in den Kommunen allein an den kommuna-

len Verwaltungen. „Auf der Bundesebene wird eine Kommunalentlas-

tung medial verkauft, die bei den Kommunen in Sachsen-Anhalt gar 

nicht ankommt“, hob Eichler hervor. Dabei geht es immerhin um über 

31 Millionen Euro. 

 

Auch der Umgang mit der Steuerschätzung verlasse den Boden der 

Seriosität. „Es ist doch unredlich, uns Steuereinnahmen gegenzurech-

nen, die erkennbar nicht kommen werden“, hob Eichler hervor. „Wir 

haben in den letzten Jahren immer wieder angeboten, mit einer 

Spitzabrechnung die Steuereinnahmen nachträglich zwischen Land 

und Kommunen auszugleichen. Damit wären die Interessen beider 

Partner ausgeglichen. Es geht aber nicht, dass wir mit Blick nach vor-

ne etwas erwarten, was schon erkennbar nicht eintreten wird“, erläu-

terte Eichler. Eine Finanzierung von Steuerausfällen von immerhin 

ebenfalls 31 Millionen Euro könne es auf keinen Fall aus kommunalen 

Haushalten geben. 
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